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Vorwort des Vorsitzenden des Vorstands der 
Kassenzahnärztlichen Vereinigung Bayerns 
(KZBV), Dr. Rüdiger Schott

Sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege,

bereits der italienische Theologe und Philosoph Thomas von Aquin hat sich mit der Aus-
sage „Steuern sind ein erlaubter Fall von Raub“ sehr deutlich zum Thema Steuern posi-
tioniert.

Dieses Zitat ermöglicht aber einen gewissen Interpretationsspielraum, denn vor Raub 
kann man sich schützen.

In diesem Fall besteht die Prophylaxe aus Information und Wissen. Genau aus diesem 
Grund haben die Autoren dieses Kompendium verfasst, um dem Zahnarztunternehmer, der 
im Studium mit dem Thema Steuer niemals konfrontiert wird, einen Kompass durch den 
Steuerdschungel an die Hand zu geben.

Dabei soll dieses Buch nicht den Steuerberater ersetzen, sondern einen umfassenden 
Überblick über die kompletten Vorgänge des deutschen Steuerrechts geben, um gezielt in 
den Dialog mit dem Steuerberater eintreten zu können.

Der Fokus richtet sich dabei auf die Optimierungspotenziale in allen Praxisphasen, also von 
der Praxisgründung bis hin zur Praxisabgabe. Dabei ist es wichtig, dass sich ein ausgewie-
sener Heilberufespezialist um Sie kümmert, der die Probleme der Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte kennt und ihre Sprache spricht. Kontinuierliche Kommunikation zwischen Mandant 
und Steuerberater ist von großem Vorteil, um die in steuerlichen und rechtlichen Fragen 
oft arglose Berufsgruppe der Heilberufler vor „cleveren Beratern“ zu schützen.

Dr. Rüdiger Schott

Vorsitzender des Vorstands der KZVB



﻿

VI        

Vorwort der Autoren

Zahnärzte müssen bis zu 47 % ihres Einkommens als Einkommensteuer und Solidaritäts-
zuschlag an das Finanzamt abgeben. Grund genug also, sich auch selbst dieses Themas 
anzunehmen. Dafür ist dieses Buch gedacht.

Das Buch entstand aus langjähriger Erfahrung. Es gibt viele Tipps zur Steuerminderung 
und enthält Hinweise zur Vermeidung von Steuerfallen. Das Buch ist kein Steuerrechts-
kommentar. Es soll ein leicht verständlicher Steuerratgeber für Zahnärzte sein.

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit haben wir immer „Zahnarzt“ geschrieben. Liebe 
Zahnärztinnen, fühlen Sie sich bitte in gleicher wertschätzender Weise angesprochen. Wir 
danken für Ihre Nachsicht. 

Es würde uns sehr freuen, wenn das Buch hilft, Ihr Verständnis der Steuern zu verbessern 
und insbesondere, wenn es Ihnen gelingt, mit dem einen oder anderen Tipp oder Warnhin-
weis Steuern zu sparen. 

Für Anregungen und konstruktive Kritik sind wir dankbar. Für Fragen per E-Mail (mail@
fuchsundstolz.de) oder telefonisch (+49 9381 8080-10) stehen wir gerne zur Verfügung.

Frau Anne Günzel und Frau Laura Kubla haben bei der Erstellung und Überarbeitung des 
Manuskripts wertvolle Beiträge geleistet. Dafür möchten wir uns an dieser Stelle beson-
ders bedanken.

Prof. Paul Kirchhof, Bundesverfassungsrichter a. D. hat in einem bemerkenswerten Auf-
satz über die Verwaltungslasten der Besteuerung Folgendes geäußert: „Das Steuerrecht 
ist ein total verstimmtes Klavier. Doch manche Virtuosen verstehen es, ihm die heiteren 
Töne individueller Steuerersparnis zu entlocken.“ In diesem Sinne sollten Sie Ihrem Kolle-
gen Dr. Schott in seinem Vorwort folgen und sich stets von einer auf Zahnärzte speziali-
sierten Steuerkanzlei beraten lassen.

Wir wünschen Ihnen, dass Sie bei der Suche nach einem solchen Virtuosen fündig werden.

Volkach / Köln im August 2024

Bernhard Fuchs, Michael Stolz und Marcel Nehlsen
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1	 Übersicht Einkommensteuer

Die Einkommensbesteuerung in Deutschland ist komplex und vielschichtig. Nachfolgend 
ein Überblick, der die Wirkung einzelner steuerlicher Tatbestände verdeutlicht.

1.1	 Besteuerungssystem und Steuerberechnung

Der Besteuerung unterliegt das zu versteuernde Einkommen. Dieses berechnet sich 
wie folgt:

Einkünfte oder Verluste, z. B. aus

	selbstständiger Tätigkeit

	angestellter Tätigkeit

	Vermietung und Verpachtung

= Gesamtbetrag der Einkünfte

− Sonderausgaben1

− außergewöhnliche Belastungen2

= Einkommen

− Freibeträge, z. B. für Kinder

= zu versteuerndes Einkommen

Anhand dessen ermittelt sich die Einkommensteuer.

Festzusetzende Einkommensteuer

− geleistete Vorauszahlungen

− einbehaltene Lohnsteuer

= Nachzahlung bzw. Erstattung

1	 Siehe Kapitel 2.
2	 Siehe Kapitel 3.
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Der Steuersatz für Alleinstehende für das Jahr 2023 beträgt bei einem jährlichen zu ver-
steuernden Einkommen von …

Durchschnitts-
steuersatz

Grenz-
steuersatz

11.000 € ≈ 0,10 % 14,20 %

15.000 € ≈ 4,9 % 22,00 %

30.000 € ≈ 15,70 % 29,40 %

50.000 € ≈ 22,70 % 37,10 %

65.000 € ≈ 26,70 %

42,0 %
100.000 € ≈ 32,00 %

150.000 € ≈ 35,40 %

200.000 € ≈ 37,00 %

270.000 € ≈ 38,30 %

275.000 € ≈ 38,40 %

45,0 %
400.000 € ≈ 40,40 %

500.000 € ≈ 41,30 %

700.000 € ≈ 42,40 %

900.000 € ≈ 43,00 %

Als Zuschlagsteuern werden 5,5 % Solidaritätszuschlag sowie ggf. 8,0 % Kirchensteuer 
(in Bayern und Baden-Württemberg bzw. 9,0 % in den übrigen Bundesländern) der Ein-
kommensteuer berechnet.

Das Finanzamt setzt Vorauszahlungen auf Einkommensteuer, Solidaritätszuschlag und 
ggf. Kirchensteuer fest. Diese Vorauszahlungen sind jeweils zum 10.3., 10.6., 10.9. und 
10.12. eines jeden Jahres fällig. Sie können durch Teilnahme am Lastschriftverfahren oder 
per Überweisung entrichtet werden.

Wir empfehlen das Lastschrifteinzugsverfahren, da vom Finanzamt im Falle einer verspä-
teten Zahlung je angefangenen Verzugsmonat Säumniszuschläge in Höhe von 0,15 % 
(1,80 % p. a.) erhoben werden.

1.2	 Zusammenveranlagung von Ehegatten

Nicht getrennt lebende Ehegatten können die Zusammenveranlagung wählen. Dabei wird 
das zu versteuernde Einkommen beider Ehegatten zusammengerechnet und durch zwei 
geteilt. Die hierauf entfallende Steuer wird verdoppelt (Splittingtarif).
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Dadurch werden die Ehegatten so besteuert, als hätte jeder genau die Hälfte des gemein-
sam zu versteuernden Einkommens erzielt. Deshalb ist die Zusammenveranlagung in der 
Regel bei unterschiedlich hohen Einkommen günstiger.

Unter Umständen ist die Einzelveranlagung von Ehegatten trotzdem günstiger als die 
Zusammenveranlagung. Das kann z. B. bei Verlustvor- oder -rückträgen sowie bei steuer-
begünstigten Veräußerungsgewinnen gegeben sein.

1.3	 Steuerliche Berücksichtigung von Kindern

Für jedes steuerlich zu berücksichtigende Kind wird laufend Kindergeld gezahlt. Ab dem 
Jahr 2023 beträgt dieses 250 € pro Monat für jedes Kind.

Berücksichtigt werden Kinder, die

	das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

	das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und bei der Bundesagentur für Arbeit 
arbeitssuchend gemeldet sind,

	das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und

– sich in einer Erstausbildung befinden oder

– sich in einer weiteren Ausbildung befinden und dabei

	max. 20 Stunden wöchentlich arbeiten,

	sich in einem Ausbildungsdienstverhältnis befinden oder

	nur einem Minijob nachgehen,

	wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen Behinderung außer-
stande sind, sich selbst zu unterhalten.

Bei der Einkommensteuerveranlagung wird geprüft, ob die Steuerersparnis durch die 
Kinderfreibeträge höher ist als das erhaltene Kindergeld. Die Freibeträge betragen je 
Elternteil 4.476 €, also insgesamt 8.952 € pro Jahr je Kind. Ist die Gewährung der Frei-
beträge günstiger, wird das erhaltene Kindergeld im Gegenzug der Steuerschuld hinzu-
gerechnet. Die Prüfung, ob das Kindergeld oder die Freibeträge steuerlich günstiger sind, 
nimmt das Finanzamt automatisch vor.

Als Faustregel lässt sich festhalten, dass bei zusammen veranlagten Ehegatten die 
Steuerersparnis durch Kinderfreibeträge ab einem zu versteuernden Einkommen von 
ca. 70.000 € höher ist als das Kindergeld.
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5	 Gründung/Übernahme einer Einzelpraxis

Unter Niederlassung versteht man die Neugründung einer Praxis, den Praxiskauf, die 
Gründung einer Berufsausübungsgemeinschaft und den Einstieg in eine solche. Kapitel 5 
beschäftigt sich zunächst mit der Einzelpraxis und in Kapitel 7 wird expliziter auf Koopera-
tionsformen wie Praxisgemeinschaften und BAGs eingegangen.

5.1	 Neugründung

Unter einer Neugründung ist der Aufbau einer Praxis aus dem „Nichts“ zu verstehen. 
Schritt für Schritt von der Immobiliensuche über die Raumplanung bis hin zur Praxiseröff-
nung, meist ohne vorhandenen Patientenstamm.

Der Vorteil für den Zahnarzt besteht hierbei in der Möglichkeit, seine Vorstellungen 
vollständig eigenverantwortlich verwirklichen zu können. Von der Wahl des Standortes 
über die Einrichtung der Praxis hin zum Personal bis zur „Auswahl“ der eigenen Patienten 
kann er alle Entscheidungen nach Belieben treffen.

Praxisneugründungen sind dennoch seltener als Praxisübernahmen, da diese riskanter 
sind als Praxisübernahmen. Das liegt unter anderem an den höheren Kosten für neu anzu-
schaffende Praxisgeräte und an der erheblichen Aufbauarbeit, die geleistet werden muss 
– vor allem in Hinblick auf die Personal- und Patientenakquise. Dafür sparen sich 
Neugründer jedoch den Kaufpreis des immateriellen Praxiswertes.

Neugründer müssen nicht nur Investitionen planen, z. B. für die Anschaffung neuer Ge-
genstände wie Behandlungseinheiten, sondern auch deren Finanzierung. Die laufenden 
Kosten, insbesondere für das Personal und die Räume, fallen ab dem ersten Tag an, wäh-
rend es einige Zeit dauert, bis der Zahnarzt genügend Einnahmen erwirtschaftet, um die 
regelmäßigen Kosten zu decken. Neugründer benötigen in der Regel 2–3 Jahre, bis aus-
reichende Umsätze erzielt werden. Nach dieser Zeit sollte ein zahnärztlicher Honorarum-
satz (ohne Labor inkl. delegierbarer Leistung wie z. B. PZR) von rund 40.000 € pro Monat 
erwirtschaftet werden.

Dies wird dem Praxisinhaber dann gelingen, wenn er einen guten Standort mit möglichst 
wenig Konkurrenz und passende Räumen findet, ein gutes Team aufbaut, genügend 
Patienten akquiriert, diese professionell behandelt und im Übrigen die Praxis sehr gut 
organisiert.
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5.2	 Praxiskauf

5.2.1	 Vorteile bei Übernahme einer Praxis

Die Übernahme einer bestehenden Praxis hat im Vergleich zur Neugründung viele Vortei-
le. Der Käufer hat in der Regel sofort eine funktionierende Praxis mit einer bestehenden 
Organisationsstruktur, einem eingespielten Team und einem Patientenstamm. Von Anfang 
an kann „richtig“ Umsatz erzielt werden. Die bei einer Neugründung erforderliche Arbeit, 
eine Praxis aus dem „Nichts“ aufzubauen, entfällt. Der Käufer hat einen „fliegenden Start“. 
Darüber hinaus kann aufgrund der vom Praxisveräußerer vorgelegten betriebswirtschaft-
lichen Auswertungen eine recht genaue Ertragsprognose und damit eine entsprechende 
Finanzplanung aufgestellt werden. Die mit der übernommenen Praxis verbundenen Vor-
teile müssen dem Verkäufer (als Teil des Kaufpreises) vergütet werden. Bei der Kaufpreis-
findung gilt: Angebot und Nachfrage bestimmen den Kaufpreis.

Der Käufer haftet für gewisse „Steuersünden“ des Verkäufers. Ist der Verkäufer z. B. 
mit dem Abführen von Lohnsteuer oder Umsatzsteuer im Rückstand, hat das Finanzamt 
das Recht, den Erwerber in Anspruch zu nehmen. Vertraglich kann der Verkäufer zwar zur 
Erstattung der vom Käufer geleisteten Steuerzahlungen verpflichtet werden, diese Ver-
pflichtung geht allerdings ins Leere, wenn beim Verkäufer nichts mehr zu holen ist.

Tipp:

Um eine solche Haftung des Praxisübernehmers zu vermeiden, besteht die Möglichkeit, 
beim für den Praxisveräußerer zuständigen Finanzamt eine sogenannte Unbedenklich-
keitsbescheinigung einzuholen. Wenn darin bestätigt wird, dass keine betrieblichen 
Steuerrückstände vorhanden sind, kann der Käufer auch nicht in die Haftung kommen. 
Diese Unbedenklichkeitsbescheinigung muss aber der Verkäufer selbst beantragen, 
der Käufer kann das nicht. Hier ist Vorsicht geboten, da sich mancher Praxisveräußerer 
durch die Forderung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung angegriffen fühlen kann, 
da er meint, dass der Käufer an seiner Seriosität zweifelt. Wir empfehlen deshalb, eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung nur in begründeten Fällen zu verlangen.

Der Praxiskäufer zahlt den Kaufpreis sowohl für die materiellen Werte der Praxis (Inventar, 
Geräte etc.) und die Materialvorräte als auch für den immateriellen Praxiswert (ideeller 
Wert). Diese Werte werden in Bezug auf ihre Abschreibungsdauer unterschiedlich be-
handelt.

Während der Kaufpreis für die Materialvorräte sofort als Betriebsausgabe in voller Höhe 
abzugsfähig ist, werden die Anschaffungskosten für die Wirtschaftsgüter des materiellen 
Anlagevermögens nach der Restnutzungsdauer der einzelnen Gegenstände abgeschrieben.

Der erworbene ideelle Praxiswert einer Einzelpraxis wird in der Regel über 3–5 Jahre, 
der eines Berufsausübungsgemeinschafts-Anteiles über 6–10 Jahre abgeschrieben. Der 
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7	 Kooperationen

Bei den zahnärztlichen Kooperationen sind zunächst die Praxisgemeinschaft und die Be-
rufsausübungsgemeinschaft (BAG) zu nennen. Neben diesen klassischen Kooperations-
formen sind mittlerweile auch rein zahnärztliche Medizinische Versorgungszentren (MVZ) 
möglich. Werden diese in der Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
oder einer Partnerschaftsgesellschaft betrieben, gelten die steuerlichen Ausführungen 
zur BAG entsprechend. Ebenso kann ein MVZ auch in der Rechtsform der GmbH geführt 
werden. Neben den steuerrechtlichen Vorschriften muss das Berufsrecht ebenfalls stets 
beachtet werden. Der offensichtliche Vorteil eines MVZ liegt, aus berufsrechtlicher Sicht, 
in der Möglichkeit der unbeschränkten Anzahl von angestellten Zahnärzten. Jedoch führt 
dieser Vorteil zu steuerrechtlichen Risiken an anderen Stellen.

Daher: Immer ein Auge sowohl auf das Berufsrecht als auch auf das Steuerrecht werfen.

7.1	 Praxisgemeinschaft

7.1.1	 Allgemeines

Bei einer Praxisgemeinschaft schließen sich Zahnärzte in der Form zusammen, dass sie 
zwar rechtlich und wirtschaftlich ihren Beruf jeweils in eigener Praxis selbständig aus-
üben, sich aber z. B. Praxisräume, Praxiseinrichtung, Geräte und Personal teilen.

An einer Praxisgemeinschaft können Einzelpraxen, Gemeinschaftspraxen oder MVZ be-
teiligt sein.

Die Praxisgemeinschaft ist eine reine Kostenteilungsgemeinschaft. Anders als bei der 
Berufsausübungsgemeinschaft geht es nicht um die gemeinsame Berufsausübung und 
Gewinnerzielung, sondern um die effiziente Nutzung von Praxisressourcen (Personal, 
Räumlichkeiten, Geräte etc.) und die damit verbundene Kostenaufteilung auf mehrere Pra-
xisinhaber.

In Gegensatz zur – genehmigungspflichtigen – Berufsausübungsgemeinschaft muss die 
Praxisgemeinschaft gegenüber dem Zulassungsausschuss nur angezeigt werden. Auf je-
den Fall aber muss sie konsequent gelebt werden. Insbesondere müssen die getrennte 
zahnärztliche Berufsausübung, die getrennte Abrechnung und die strikte Trennung der 
Patientenkarteien zur Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht gewährleistet sein.

Eine Praxisgemeinschaft wird häufig aus folgenden Überlegungen gegründet:

	Effiziente gemeinsame Nutzung und Kostenteilung der Praxisräumlichkeiten, Einrich-
tungsgegenstände, Geräte und des Personals,

	fachliche Austauschmöglichkeit durch räumliche Nähe,



7  |  Kooperationen

60        

	Tätigkeit im eigenen Namen und auf eigene Rechnung – freie Entfaltung der eigenen 
Selbstständigkeit sowie

	keine Haftung für die zahnärztliche Tätigkeit der anderen Inhaber.

Nachteilig hingegen ist unter anderem, dass bei Praxisgemeinschaften ein Konkurrenz-
kampf um die Patienten stattfinden kann. Wenn eine gewisse Anzahl an Patienten in bei-
den Einzelpraxen behandelt wird, kann es seitens der KZV zur Versagung des Status als 
Einzelpraxen kommen und zur Umqualifizierung hin zu einer BAG führen.

7.1.2	 Steuererklärungen

Jeder Inhaber einer rechtlich selbstständigen Praxis der Praxisgemeinschaft gibt jährlich 
seine eigene Einkommensteuererklärung ab. Zusätzlich wird für die Praxisgemeinschaft 
eine gesonderte und einheitliche Feststellungserklärung abgegeben. Die den einzelnen 
Beteiligten danach zuzurechnenden Kostenanteile werden in die jeweils eigene Einkom-
mensteuererklärung übertragen.

Beispiel:

A B

Praxisgemeinschaft

Zahnarzt A erzielt aus seiner Einzelpraxis ein Ergebnis in Höhe von 220.000 €, Zahnarzt B 
in Höhe von 250.000 €.

A und B sind an der Praxisgemeinschaft beteiligt. Die Kosten der Praxisgemeinschaft be-
laufen sich auf 150.000 € (d. h. Verlust in Höhe von 150.000 €) und werden hälftig verteilt.

Erläuterungen:

Für die Praxisgemeinschaft wird eine gesonderte und einheitliche Feststellungserklärung 
abgegeben, in der die Kosten den einzelnen Beteiligten zugerechnet werden.
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Zahnarzt A Zahnarzt B

Kostenverteilung − 75.000 € − 75.000 €

A erklärt in seiner Einkommensteuererklärung das Ergebnis seiner Einzelpraxis in Höhe 
von 220.000 € und den festgestellten Kostenanteil aus der Praxisgemeinschaft in Höhe 
von − 75.000 €, also 145.000 €.

B erzielt aus seiner Einzelpraxis ein Ergebnis in Höhe von 250.000 €, abzüglich des Kosten-
anteils von 75.000 € erklärt er in seiner Einkommensteuererklärung Einkünfte in Höhe von 
175.000 €.

7.1.3	 Umsatzsteuer

Die gemeinschaftlichen Aufwendungen werden auf die beteiligten Zahnärzte verteilt. 
Diese Leistungen der Praxisgemeinschaft an die beteiligten Zahnärzte können umsatz-
steuerfrei bleiben.

Tipp:

Voraussetzung ist jedoch, dass die Verteilung der Kosten genau nach der Inanspruch-
nahme erfolgt. Was hier unter „genau“ zu verstehen ist, hat die Finanzverwaltung 
bisher nicht präzise definiert. Eine pauschale Aufteilung der Kosten von z. B. 50/50, 
obwohl eine Praxis offensichtlich z. B. 75 % der Kosten verursacht, ist sicher proble-
matisch.

Erbringt die Praxisgemeinschaft neben der Zurverfügungstellung der Räume, des An-
lagevermögens und des Personals für rein medizinische Zwecke noch weitere Leis-
tungen, z. B. Verwaltungstätigkeiten für die jeweiligen Einzelpraxen, unterliegen diese 
Leistungen der Umsatzsteuer.

7.2	 Berufsausübungsgemeinschaften (BAG) 

7.2.1	 Allgemeines

Im Unterschied zu einer Praxisgemeinschaft schließen sich die Mitglieder einer Berufs-
ausübungsgemeinschaft (BAG), früher auch Gemeinschaftspraxis genannt, zur gemeinsa-
men zahnärztlichen Tätigkeit in einer Praxis zusammen. Wird diese BAG an verschiedenen 
Standorten betrieben, spricht man von einer überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaft 
(ÜBAG), diese ist auch KZV-übergreifend möglich. Bei jeder Berufsausübungsgemein-
schaft rechnet diese und nicht der einzelne Zahnarzt die erbrachten Leistungen ab. Die 
Gesellschafter müssen eine gemeinsame Gewinnerzielungsabsicht haben. Ihre Tätigkeit 
muss mit Unternehmerrisiko und -initiative verbunden sein. Sie haften gesamtschuldne-
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9	 Umsatzsteuer

9.1	 Allgemeines

9.1.1	 Grundsätzlich umsatzsteuerfreie Leistungen

Zahnärztliche Leistungen sind gemäß § 4 Nr. 14 UStG umsatzsteuerfrei. Diese Befreiung 
gilt nur, soweit es sich um sogenannte Heilbehandlungen handelt. Darunter versteht man 
Tätigkeiten zur Vorbeugung, Diagnose, Therapie und Nachbehandlung von Krankheiten 
und anderen Gesundheitsstörungen.

Soweit eine Heilbehandlung die Verwendung oder Abgabe von Material oder den Einsatz 
von Geräten erfordert, ist dies ein sogenannter „unselbstständiger Teil“ der Heilbehand-
lung und ebenfalls steuerfrei. Das betrifft z. B. die abzurechnenden Praxismaterialkosten, 
Implantate oder den Einsatz der intraoralen Kamera zur Diagnose.

Der Gesetzgeber hat Heilbehandlungsleistungen von der Umsatzsteuer befreit, damit die-
se für den Patienten nicht noch teurer werden. Es macht einen bedeutenden Unterschied, 
ob eine Behandlung 100 € oder 119 € (100 € + 19 % Umsatzsteuer) kostet.

Neben der Befreiung von der Umsatzsteuer gibt es die Umsatzsteuerpflicht mit 7 % und 
19 %, welche, abhängig von der Leistung, in der Zahnarztpraxis zur Anwendung kommen.

9.1.2	 Grundsätzlich umsatzsteuerpflichtige Leistungen

Alle Leistungen eines Zahnarztes, die nicht als steuerfreie Heilbehandlung gelten, sind 
umsatzsteuerpflichtig. In erster Linie sind hier folgende Leistungen zu nennen:

Leistung Steuersatz %

Eigenlabor/CEREC 7

Materialbeistellung Fremdlabor 7

Bleaching, es sei denn, der Anlass ist die Beseiti-
gung von behandlungsbedingten Zahnverdunkelun-
gen (z. B. nach Wurzelkanalbehandlungen)

19

Zahnschmuck 19

Schönheitsbehandlungen, z. B. Botoxspritzen 19

Verkauf von Prophylaxe-Artikeln 19

Erstellung bestimmter Gutachten 19

Schriftstellerische Tätigkeiten 7
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Tipp:

Um Bleaching als umsatzsteuerfreie Heilbehandlung behandeln zu können, ist die Do-
kumentation der Indikation in der Patientenakte erforderlich. Ob es sich bei der an-
gewandten Behandlung um eine steuerfreie Heilbehandlung handelt, ist vom Zahnarzt 
selbst zu beurteilen.

Nur dieser ist aufgrund seiner Kenntnisse dazu befähigt. Sollten z. B. gewisse Leistun-
gen nicht von der Versicherung übernommen werden und der Patient muss diese selbst 
zahlen, ist dies kein Indiz dafür, dass die Leistung nicht steuerfrei ist.

Bei Gutachten gilt es nach der Zweckerfüllung dieser zu unterscheiden. Liegt der Zweck 
darin, einer Versicherung die Entscheidungsgrundlage für eine Erstattung zu liefern, liegt 
keine Heilbehandlung vor und ist somit umsatzsteuerpflichtig.

9.1.3	 Vorsteuerabzug

Bei Ausführung umsatzsteuerpflichtiger Umsätze schuldet der Zahnarzt die entsprechen-
de Umsatzsteuer. Andererseits kann er in Rechnung gestellte Umsatzsteuer für empfange-
ne Leistungen, die mit den umsatzsteuerpflichtigen Umsätzen in Zusammenhang stehen, 
als sogenannte Vorsteuer abziehen. Das heißt, er muss Umsatzsteuer nur auf den so-
genannten Mehrwert (daher Mehrwertsteuer) zwischen den von ihm empfangenen Ein-
gangsleistungen und seinen Ausgangsleistungen abführen. Für Eingangsleistungen, die 
nicht nur mit steuerpflichtigen Umsätzen in Verbindung stehen (z. B. Büromaterial, Soft-
warewartung) kann die Vorsteuer anteilig abgezogen werden, d. h. im Verhältnis steuer-
pflichtige/steuerfreie Umsätze. Bei Raumkosten für z. B. Malerarbeiten kann sich auch 
eine Aufteilung nach Raumgröße anbieten.

Vereinfacht gesagt: Kommt hinten Umsatzsteuer raus, dann kann man vorne Vorsteuer 
geltend machen.

9.1.4	 Kleinunternehmergrenze/Option zur Regelbesteuerung

Betragen die grundsätzlich umsatzsteuerpflichtigen Umsätze einer Zahnarztpraxis nicht 
mehr als 22.000 € p. a., entfällt die Umsatzsteuerpflicht aufgrund der Kleinunternehmer-
regelung gemäß § 19 UStG. Auf diese Umsatzsteuerbefreiung kann der Zahnarzt durch 
eine sogenannte „Option zur Regelbesteuerung“ verzichten. Er unterliegt dann mit seinen 
steuerpflichtigen Umsätzen der Regelbesteuerung. An diese Option ist er fünf Jahre lang 
gebunden.
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